
der Klage belehrt worden ist, strikt nach § 278 und 
§ 279 ZPO zu behandeln. Die Pflicht zur sorgfältigen 
Prüfung des Güteantrags bzw. der Klage folgt für das 
Kreisgericht auch aus der Vorschrift des § 499b ZPO; 
denn die Möglichkeit der Zurückweisung eines An­
spruchs wegen Aussichtslosigkeit erfordert selbstver­
ständlich eine besonders gründliche Prüfung. Nach 
Möglichkeit sollte eine solche Zurückverweisung durch 
entsprechende Belehrung des Klägers überhaupt ver­
mieden werden.

Die Befolgung der vom Obersten Gericht ausgespro­
chenen Prüfungspflicht bei Einleitung des Mahnver­
fahrens sowohl wie des Klageverfahrens kann zu einer 
wesentlichen Verbesserung unserer Zivilprozeßpraxis 
beitragen.

Dr. Helmut O s t m a n n ,  
Hauptabteilungsleiter im Ministerium der Justiz

Strafrecht
§ 246 Abs. 2 StPO.
Zur Bedeutung des Sühnezeugnisses bei der Erhebung 

der Privatklage.
OG, Urt. vom 3. August 1956 - 3 Zst III 39/56.

Am 27. Juli 1955 erhob der Privatkläger gegen die Beschul­
digte Privatklage vor dem Kreisgericht D. Mit der Privatklage 
wurde geltend gemacht, daß die Beschuldigte bei dem gering­
sten Anlaß, z. B. wenn in der Wohnung des Privatklägers 
versehentlich ein Gegenstand zu Boden oder eine Tür zu laut 
ins Schloß falle, sofort aus ihrer Wohnung heraus in den 
wüstesten Ausdrücken schimpfe. Außerdem habe die Beschul­
digte den Privatkläger seit Januar 1955 laufend in anonymen, 
an ihn gerichteten Briefen beschimpft. Der Klageschrift war 
als Anlage eine Abschrift aus dem Protokollbuch des Schieds- 
mannes als Sühnezeugnis beigefügt. Die Eintragung lautet 
wie folgt: „Herr E. erklärte die Sachlage der Beleidigungen 
durch Frau R. Das Haus sei dreckig, seine Frau sei ein Mist­
vieh und würde das Kind immer schlagen usw. All diese 
Anschuldigungen wies Frau R. zurück, es sei nicht wahr und 
er sollte sich um seine Familie kümmern. Herr E. sollte Frau 
R. doch nicht belästigen und in Ruhe lassen. Nach dreiviertel 
Stunden Aussprache kam keine Einigung zustande, da Frau R. 
all die Anschuldigungen nicht gesagt habe.“

Das Kreisgericht hat die Eröffnung des Hauptverfahrens 
gegen die Beschuldigte abgelehnt. Bs hat zur Begründung aus­
geführt, daß die Beleidigungen, über die beim Schiedsmann 
verhandelt worden sei, nicht den Privatkläger, sondern seine 
Ehefrau betreffen. Dieser sei aber nicht ihr gesetzlicher Ver­
treter und daher zur Klageerhebung nicht legitimiert. Über 
die anonymen Briefe und ihren beleidigenden Inhalt sei beim 
Schiedsmann nicht verhandelt worden. Insoweit fehle es an 
den gesetzlichen Voraussetzungen zum Erheben einer Privat­
klage.

Die gegen diesen Beschluß eingelegte Beschwerde des 
Privatklägers hat das Bezirksgericht am 13. Oktober 1955 nur 
insoweit zurückgewiesen, als der Privatkläger nicht zum Er­
heben einer Privatklage wegen Beleidigung seiner Ehefrau 
legitimiert sei. Im übrigen hat es der Beschwerde statt­
gegeben und dazu ausgeführt, das Kreisgericht hätte das Ver­
fahren wegen des Inhalts der anonymen Briefe eröffnen müs­
sen, weil hierdurch der Privatkläger selbst beleidigt worden 
sei. Es hat deshalb gemäß § 300 Abs. 2 StPO das Verfahren 
gegen die Beschuldigte vor dem Kreisgericht selbst eröffnet, 
und zwar nur, weil die Beschuldigte hinreichend verdächtigt 
sei, dem Privatkläger anonyme Briefe mit herabwürdigendem 
Inhalt zugestellt zu haben.

Der Präsident des Obersten Gerichts hat die Kassation des 
der Beschwerde stattgebenden Beschlusses sowie des Eröff­
nungsbeschlusses des Bezirksgerichts vom 13. Oktober 1955 
beantragt. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Ausweislich des Sühnezeugnisses sind weder die 

anonymen Briefe noch ihr Inhalt Gegenstand des Ver­
fahrens vor dem Schiedsmann gewesen. Der Vorwurf, 
Verfasserin anonymer Briefe gewesen zu sein, ist gegen 
die Beschuldigte erstmals in der Klageschrift erhoben 
worden. Ihr war also keine Gelegenheit gegeben wor­
den, zu dieser Beschuldigung Stellung zu nehmen und 
sich auf eine eventuelle Einwirkung des Schiedsmannes 
hin zu entschuldigen und zu versuchen, die Angelegen­
heit außergerichtlich zu erledigen. Das aber ist gerade 
der Zweck des Sühneverfahrens vor dem Schiedsmann 
(§ 246 Abs. 2 StPO). Es kann auch nicht darauf ver­
wiesen werden, daß vor dem Schiedsmann wegen Be­
leidigung verhandelt worden sei und die in den Briefen 
erhobenen Beleidigungen im Fortsetzungszusammen­
hang stünden. Ausweislich des Sühnezeugnisses ist nur 
über Beleidigungen der Ehefrau des Privatklägers ge­
sprochen worden, während der Eröffnungsbeschluß nur 
auf die Briefe Bezug nimmt. Daß der Privatkläger ur­
sprünglich auch die Briefe zum Gegenstand der Sühne­
verhandlung machen wollte, ändert nichts an der Tat­
sache, daß über die Briefe nicht verhandelt worden ist.

Entscheidungen anderer Gerichte
Zivilrecht

Art. 6 SchutzVO; § 899 ff. ZPO.
Im Offenbarungseidverfahren kann Vollstreckungs­

schutz gern. Art. 6 SchutzVO grundsätzlich nicht ge­
währt werden.

Stadtgericht von Groß-Berlin, Beschl. vom 7. August 
1956 - 3 T 152/56.

Die Gläubigerin betreibt gegen den Schuldner das Offen­
barungseidverfahren wegen eines Unterhaltsrückstandes von 
mehr als 2700 DM. Der Schuldner hat beantragt, ihm in diesem 
Verfahren Vollstreckungsschutz zu gewähren und die Tilgung 
der Schuldsumme in monatlichen Raten von 24 DM zu gestat­
ten. Das Stadtgericht hat die sofortige Beschwerde gegen die 
Versagung des Vollstreckungsschutzes zurückgewiesen.

Aus den G r ü n d e n :
Nach Art. 6 SchutzVO vom 4. Dezember 1943 

kann das Vollstreckungsgericht Maßnahmen der 
Zwangsvollstreckung untersagen, wenn dies im Inter­
esse des Schuldners dringend geboten ist und 
dem Gläubiger nach Lage der Verhältnisse zuge­
mutet werden kann. Schon die erste dieser Voraus­
setzungen liegt nicht vor. Das Offenbarungseidverfah­
ren hat lediglich das Ziel, das Vermögen des Schuld­
ners umfassend offenzulegen. Der Anspruch auf eine 
Vermögensübersicht erwächst dem Gläubiger aus dem 
Umstand, daß der Schuldner die im Vollstreckungs­
titel genannte Leistung nicht erbracht hat. An der Ver­
hinderung der Durchsetzung dieses Anspruchs hat der 
Schuldner kein dringendes Interesse mit Ausnahme 
des nicht schützenswerten Interesses an einer etwaigen 
Verschleierung von Vermögenswerten. Ihm entstehen 
durch das Offenbarungseidverfahren keinerlei, ins­
besondere keine sein d r i n g e n d e s  Interesse an der 
Nichtdurchführung des Verfahrens begründenden Nach­
teile; denn ihm verbleibt die Möglichkeit, den Offen­
barungseid und damit die Eintragung ins Schuldner­
verzeichnis durch Abgabe einer Versicherung nach 
§ 19 d ZwangsvollstreckungsVO abzuwenden.

Für die Anwendung des Art. 6 SchutzVO im Offen­
barungseidverfahren ist deshalb schon aus diesem 
Grunde kein Raum. Hinzu kommt im vorliegenden Fall 
das überwiegende Interesse der Gläubigerin an der Aus­
schöpfung der im Gesetz vorgesehenen Möglichkeiten 
zur Durchsetzung des ihr zuerkannten, in erheblicher 
Höhe rückständigen Anspruchs.

(Mitgeteilt von Karl-Heinz Beyer, 
Richter am Stadtgericht von Groß-Berlin)

Strafrecht
§ 357 Abs. 2 StPO.
In Privatklageverfahren sind die Rechtsanwalts­

kosten nicht in jedem Falle als notwendige Auslagen 
gern. § 357 Abs. 2 StPO anzusehen.

BG Karl-Marx-Stadt, Urt. vom 4. Juli 1956 — 2 Qs 
143/56.

Aus den G r ü n d e n :
Der Beschwerdebegründung, daß die Kosten des 

Prozeßbevollmächtigten in Privatklagesachen gern. § 357 
StPO immer notwendige Auslagen sind, kann nicht ge­
folgt werden. Der Auffassung des Kreisgerichtes ist bei­
zutreten, daß es bei einem einfachen Sachverhalt nicht 
notwendig ist, daß sich der Beschuldigte eines Rechts­
anwalts bedient. In einem solchen Fall hat er bei Frei­
spruch oder Einstellung des Verfahrens die Kosten 
seines Prozeßvertreters selbst zu tragen. Auszugehen ist 
von dem auch für Privatklagen geltenden Prinzip des 
§ 200 StPO, daß das Gericht alles zu tun hat, was zur 
Erforschung der Wahrheit notwendig ist. .

Dagegen ist der Beschwerde dahin zu folgen, daß die 
Kompliziertheit des vorliegenden Sachverhalts es recht­
fertigt, daß sich der Beschuldigte eines Rechtsanwalts 
bedient hat. Der Privatklage war bereits ein Verfahren 
vor dem Kreisarbeitsgericht vorangegangen. Der Be­
schuldigte mußte in diesem Verfahren unter Schwierig­
keiten den Wahrheitsbeweis erbringen. Auch nahm der 
Privatkläger seine Klage erst zurück, nachdem in der 
Hauptverhandlung vor dem Kreisgericht drei Zeugen 
vernommen worden waren und sich dabei offensicht­
lich die Aussichtslosigkeit der Klage herausgestellt 
hatte. Bei derartigen Umständen der Privatklage ist die 
Notwendigkeit der Verteidigung des Beschuldigten 
durch einen Rechtsanwalt zu bejahen und der Be­
schwerde war stattzugeben.
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